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T
homas de Maizière hat gestern in
Stuttgart seine „Sommerreise 2013“
begonnen. In der gewöhnlich ruhi-

gen Sommerzeit will er jene Truppenteile
und Dienststellen besuchen, die selten im
Fokus stehen. In Stuttgart war es das
„Kompetenzzentrum für Baumanage-
ment“. Aber von einer ruhigen Zeit kann im
Fall de Maizière keine Rede sein. Der Ver-
teidigungsminister muss sich des Vorwurfs
erwehren, verantwortlich für die 500-Mil-
lionen-Pleite mit der Aufklärungsdrohne
Euro Hawk zu sein. Ein Untersuchungs-
ausschuss hat sich der Sache angenommen.

Als de Maizière vor zwei Jahren das Mi-
nisterium übernahm, erhielt er zahllose
Vorschusslorbeeren. Er hatte sich als Chef
des Kanzleramtes wie als Bundesinnenmi-
nister bewährt, er galt als hervorragende
Wahl. Heute ist der 59-Jährige von Kritik
umstellt. „Man muss als Politiker durch
diese Hochs und Tiefs“, sagt er während
eines Besuchs in der Redaktion der Stutt-
garter Zeitung, kurz bevor er in seine Som-
mertour startet. „Ich habe früher sehr viel
Lob für meine Arbeit bekommen. Viel-
leicht manchmal zu viel.“

Zum Euro Hawk will er nichts Konkre-
tes sagen: „Ich bitte um Verständnis. Weil
ich Zeuge bin, kann ich dazu keine Stellung
nehmen.“ Aber aus seinen generellen Äu-
ßerungen wird deutlich, dass mit dem
Scheitern des Drohnenprojekts auch für
den Minister die gesamte Art, wie die Bun-
deswehr Rüstungsgüter beschafft, erneut
auf dem Prüfstand steht.

Wenn die Bundeswehr neue Panzer oder
Kampfjets baue, dann arbeite sie dabei „an
der vorderen Kante der technologischen
Entwicklung. Deshalb gibt es hohe techni-
sche und auch finanzielle Unsicherheiten“,
sagt er. Die besondere Bezie-
hung zwischen Bundeswehr
und Rüstungsindustrie ver-
stärke die Probleme: „Wir sind
Monopolnachfrager, und die
sind Monopolanbieter.“

Hinzu komme eine beson-
dere deutsche Gründlichkeit
bei der Zulassung von Militär-
gerät; jeder Panzer müsse eine
ordnungsgemäß zugelassene
Blinkanlage haben, damit er
auf öffentlichen Straßen fah-
ren darf. Andere Staaten re-
gelten das einfacher. Die deut-
schen Zulassungsbehörden
seien „sehr unabhängig“.

Dabei gibt es nach Ansicht
de Maizières gerade in
Deutschland eine besondere
Sensibilität bei Flugzeugen. „Die Bundes-
wehr ist gebeutelt und traumatisiert durch
die Starfighter-Unfälle in den 70er Jahren,
als unheimlich viele Flugzeuge abstürzten.
Danach waren sich alle einig: So etwas darf
nie wieder vorkommen. Deshalb sind wir
bei der Zulassung international wohl die
Gründlichsten. Das ist auch ein Grund für
Verzögerungen.“ Die scharfe Kritik an der
Art, wie das Ministerium im Rüstungsbe-
reich organisiert ist, weist er zurück. „Wir
haben bereits angefangen, diese Verfahren
grundlegend zu ändern – sowohl durch
neue Beschaffungsregeln als auch durch
neue Strukturen.“

Vor seinem Wechsel in den Berliner
Bendler-Block hat de Maizière als Chef des
Kanzleramtes den BND beaufsichtigt, als
Innenminister war er für den Verfassungs-
schutz zuständig. Angesichts der amerika-
nischen Lauschaktivität und den Erklä-

rungsnöten der Bundesregierung sind wohl
auch diese beiden Posten zurzeit nicht ver-
gnügungssteuerpflichtig. Welchen Umfang
die Datenspionage der USA beispielsweise
mittels des „Prism“-Programms habe, wis-
se auch er nicht genau. „Wenn das Ausmaß
so wäre, wie es derzeit berichtet wird, wäre
es absolut unverhältnismäßig.“

Für den CDU-Politiker spiegelt sich in
der Affäre ein langfristiges Versagen der
Europäer in der Informationstechnologie.
„Es gibt kein großes Netzwerk aus Europa.
Wir haben kaum eigene Softwareentwick-
lung und kaum eigene Verschlüsselungs-

technik.“ Deshalb sei es auch
wenig Erfolg versprechend,
die US-Regierung aufzufor-
dern, sie solle auf die Kontrol-
le deutscher Mails verzichten.
Denn Mails liefen über Server
auf der ganzen Welt. „Hätten
wir selbst ein Google oder
Facebook, dann könnten wir
diesen Unternehmen sagen:
Ihr gebt nichts raus.“

Die Deutschen müssten
lernen, mit ihren Daten vor-
sichtiger zu sein. „Wenn noch
jemand glaubt, sein intimes
Tagebuch sei in einer Cloud si-
cher, dem muss ich sagen: Gu-
te Nacht.“ Aber nicht nur der
einzelne Bürger, auch der
Staat und die Netzbetreiber

hätten eine Schutzpflicht. Wenn es um
Strom, Wasser und Verkehr gehe, dann ma-
che der Staat beispielsweise Auflagen an
private Unternehmen. „Heute spielt die In-
formationstechnologie eine Rolle für die
Gesellschaft wie Strom und Wasser. Ei-
gentlich müssten wir da auch eine staatli-
che Gewährleistungspflicht haben“ , sagt er
und meint damit etwa eine Meldepflicht
bei Hackerangriffen, wie es sie bei Störfäl-
len in Atomkraftwerken gebe.

Den Eindruck von Amtsmüdigkeit hin-
terlässt de Maizière, der in seiner kurzen
Zeit als Verteidigungsminister die größte
Reform der Armee eingeleitet hat, während
seines Redaktionsbesuchs nicht. Er habe in
seiner politischen Laufbahn häufig sein
Ministeramt wechseln müssen, oft ohne
die Früchte der von ihm angestoßenen Re-
formen einsammeln zu können. „Ich habe
so viel gesät – jetzt möchte ich mal ernten.“

Ein Minister, der noch ernten will
Verteidigung Thomas de Maizière
macht deutlich, dass er trotz
der Drohnen-Affäre keineswegs
amtsmüde ist. Von Rainer Pörtner

Voreiliges Aus für den Euro Hawk?

V
ier Stunden und zehn Minuten hat
Rüdiger Knöpfel auf dem Zeugen-
stuhl im Untersuchungsausschuss

gesessen. Ohne Pause und ohne auch nur
einen Schluck Wasser zu trinken stand er
Rede und Antwort. Knöpfel ist Techniker
und war mal Testpilot für den Kampfjet
Tornado. Härten ist er gewohnt. Das
kommt ihm nun bei seinem Job im Bundes-
amt für Ausrüstung der Bundeswehr zu gu-
te. Er ist Projektleiter für die weiträumige,
signalgestützte Luftaufklärung; auch der
Euro Hawk fällt in sein Ressort.

Knöpfel gab bei der Zeugenbefragung zu
Protokoll, dass er sich nicht für das Ende
der Aufklärungsdrohne ausgesprochen hat.
Er ist der dritte Zeuge im Ausschuss, der die
Entscheidung von Verteidigungsminister
Thomas de Maizière in Zweifel zieht, die
Beschaffung des Euro Hawk zu stoppen.

Vor dem Projektleiter haben schon der
frühere Generalinspekteur Wolfgang
Schneiderhan und der ehemalige Verteidi-
gungsminister Rudolf Scharping durchbli-
cken lassen, dass ihnen das Aus für die Auf-
klärungsdrohne nicht einleuchtet. Schar-
ping und Schneiderhan begründeten ihre
Zweifel an diesem Schritt vor allem mit der
Bedeutung des Aufklärungssystems für die
sicherheitspolitische Handlungsfähigkeit
der Bundesregierung.

Der Projektleiter fügte technische, zu-
lassungsrechtliche und finanzielle Infor-
mationen hinzu. So betonte Knöpfel, dass
die Verkehrssicherheit der Drohne nachge-
wiesen sei – andernfalls hätte sie gar keine
Erlaubnis, hier zu fliegen. Er bekräftigte,
dass eine Musterzulassung für die ur-
sprünglich geplante Serie aus vier Aufklä-
rungsdrohnen machbar sei. „Niemand sagt,
dass die Musterzulassung unmöglich ist“,
betonte er. Die Industrie sei bereit, die nö-
tigen Dokumente zu erstellen, nur müsse
das Ministerium die Kosten dafür tragen.
Knöpfel und das Verteidigungsministe-
rium geben an, dass dafür zwischen 100
und 600 Millionen Euro anfallen würden.

Diese Summe war für de Maizière und sei-
ne Spitzenbeamten der Grund, beim Euro
Hawk die Reißleine zu ziehen.

Knöpfel dagegen hatte vorgeschlagen,
statt der Musterzulassung alternative Zu-
lassungen für die Serie zu überprüfen. Sei-
ne erste Variante, den Drohnen eine mit
Einsatzerfordernissen begründete Sonder-
genehmigung gemäß Ziffer 316 der Zentra-
len Dienstvorschrift 19/1 zu verschaffen,
lehnte die Rechtsabteilung des Ministe-
riums ab. Seine zweite Idee war, alle vier
Drohnen als Prototypen einzustufen und
während ihrer gesamten Nutzungsdauer
von zwanzig Jahren mit einer vorläufigen
Verkehrszulassung zu betreiben. Das riecht
nach „Trick 17“, erschien Knöpfel aber we-
gen der kleinen Serie mit nur vier Drohnen
als gangbarer Weg. Luftwaffenkenner se-
hen darin eine clevere Idee. Warum diese
Richtung nicht verfolgt wurde, entziehe
sich seiner Kenntnis, sagte Knöpfel vor
dem Ausschuss. „Das wurde im Verteidi-
gungsministerium entschieden.“

Mit dem Ende des Euro Hawk beschloss
das Ministerium, nach alternativen Träger-
plattformen für das eigentliche Aufklä-
rungssystem Isis zu suchen. Derzeit stehe
dabei der Airbus A 319 im Fokus, erläuterte
Knöpfel. Da das Isis-System bisher auf den
Euro Hawk ausgelegt sei, müsse es in jedes
andere Flugzeug neu integriert werden;
auch die technische Leistungsfähigkeit von
Isis müsse neu nachgewiesen werden. Was
das kostet, wollte Knöpfel nicht schätzen.
„Das bedarf intensiver Untersuchungen“,
meinte er nur und verwies auf eine Studie.
Derzufolge wären die Kosten dafür nicht
höher als eine Musterzulassung für die ge-
stoppte Euro-Hawk-Serie: bis zu 600 Mil-
lionen Euro. Zwischenfazit nach der Anhö-
rung des Zeugen Knöpfel: mit einem neuen
Trägerflugzeug wäre zwar die Zulassung
gesichert, nicht aber das Funktionieren von
Isis. Ob das neue Projekt dadurch billiger
wird als die Vollendung des ursprünglichen
Euro Hawk, ist offen.

Untersuchung Der Verteidigungsminister sucht jetzt nach Alternativen
zur Drohne. Ist das sinnvoll? Ein Zeuge hat Zweifel. Von Bärbel Krauß

„Ich habe früher
sehr viel Lob
bekommen.
Vielleicht
manchmal zu viel.“
Thomas de Maizière
über seine Ministerarbeit

Nazijäger sehen in Plakataktion ihre letzte Chance

F
ast 70 Jahre nach dem Ende des Na-
zi-Terrors hat das Simon-Wiesen-
thal-Zentrum eine Plakat-Kampag-

ne zur Suche nach den letzten überleben-
den Nazi-Verbrechern in Deutschland
gestartet. Unter dem Motto „Spät. Aber
nicht zu spät! Operation Last Chance II“
appellieren die Aufrufe seit Dienstag an die
Bevölkerung: „Einige der Täter sind frei

und am Leben! Helfen Sie uns, diese vor Ge-
richt zu bringen.“ Die für sachdienliche
Hinweise ausgesetzte Belohnung bis zu
25 000 Euro stieß auch auf Kritik.

Der deutsch-israelische Historiker Mi-
chael Wolffsohn lehnte das „ausgeschrie-
bene Kopfgeld“ als „pietät- und schamlos“
ab. Die Plakataktion rufe eher Mitleid mit
den betagten Kriegsverbrechern hervor,

sagte Wolffsohn dem Deutschlandradio
Kultur. Der Initiator der Kampagne, Ef-
raim Zuroff, begründete diese mit der nun
leichteren Strafverfolgung von Nazi-Ver-
brechern in Deutschland. Nach der Ver-
urteilung von Iwan Demjanjuk in München
2011 habe sich die Rechtslage geändert,
sagte er beim Auftakt am Potsdamer Platz
in Berlin. Jetzt genüge der Nachweis, dass
Menschen in Vernichtungslagern und mo-
bilen Mordkommandos Dienst getan hät-
ten. Vorher habe jedem ein spezifisches
Verbrechen an einem bestimmten Men-
schen nachgewiesen werden müssen.

Zuroff schätzte die Zahl der noch leben-
den Nazi-Verbrecher auf 60 bis 120. Die Ge-
suchten sind vermutlich um die 90 Jahre
oder älter. Ihr Alter dürfe sie nicht davor
schützen, sie für ihre Verbrechen zur Ver-
antwortung zu ziehen. Sie hätten unschul-
dige Menschen ermordet. „Sie haben kein
Mitleid mit den Opfern.“ Wolffsohn da-
gegen nannte es „absurd“, die NS-Verbre-
chen mit Zahlen aufzuwiegen. Wichtiger
sei, dass eine intensive Aufarbeitung der
NS-Verbrechen weitergehe. dpa

NS-Zeit Das weltweit agierende Simon-Wiesenthal-Zentrum setzt
eine Belohnung für die letzten Nazi-Verbrecher in Deutschland aus.

D
ie Zahl der Rehabilitationsthera-
pien für Arbeitnehmer ist in den
vergangenen Jahren deutlich ge-

stiegen. Wie die Deutsche Rentenversiche-
rung Bund mitteilte, nahmen die Behand-
lungen seit 2005 von 880 000 um knapp 25
Prozent auf 1,1 Millionen zu.

Die Versicherer führen den Anstieg in
erster Linie darauf zurück, dass die gebur-
tenstarken Jahrgänge inzwischen in das Al-
ter kommen, in denen Therapien notwen-
dig werden, um wieder fit gemacht zu wer-
den für den Beruf. Zudem steige „mit dem
schrittweisen Einstieg in die Rente mit 67
und wegen des Wegfalls von Möglichkeiten,
eine Altersrente frühzeitig in Anspruch zu
nehmen, die Erwerbsquote älterer Men-
schen. Auch dies führt zu einem steigenden
Rehabilitationsbedarf.“

Die Versicherer rechnen damit, dass
sich die Nachfrage nach solchen medizini-
schen Hilfen auch in den nächsten Jahren
weiter erhöhen werde, berichtete die „Süd-
deutsche Zeitung“. Während Behandlun-
gen wegen körperlicher Beschwerden
rückläufig seien, diagnostizierten die Ärzte
immer häufiger psychische Störungen, die
zu einer Rehabilitation führten.

Neben der medizinischen gibt es auch
eine berufliche Reha. Hier verzeichnet die
Rentenversicherung in den vergangenen
sieben Jahren einen Anstieg von 220 000
auf knapp 270 000 Leistungen. Dabei geht
es etwa um Umschulungen. Im Schnitt sind
Arbeitnehmer, die eine Reha bekommen,
50 Jahre alt. Sie dauert durchschnittlich 29
Tage und kostet laut „Süddeutscher Zei-
tung“ 3600 Euro. Vor sieben Jahren dauer-
te die Reha noch 31 Tage. 85 Prozent der
Reha-Teilnehmer sind auch zwei Jahre
später noch berufstätig. Das Prognos-Insti-
tut hatte ermittelt, dass die Gesellschaft für
einen in die Reha investierten Euro fünf
Euro zurückerhalte. Das Geld für die Aus-
gaben ist seit 1997 gedeckelt. Die Berech-
nung des Budgets bemesse sich an der Ent-
wicklung der Bruttolöhne der Arbeitneh-
mer. 2012 standen entsprechend knapp 5,7
Milliarden Euro zur Verfügung. Die Ren-
tenversicherung gab zwölf Millionen Euro
mehr aus. Damit sei erstmals das Budget
überschritten worden. dpa
– Kommentar: Es rechnet sich SEITE 3

Rentenversicherung Medizinische
Therapie soll ältere Beschäftigte
länger im Beruf halten.

25 Prozent

mehr Reha

D
as Parlamentarische Kontrollgre-
mium, das die Arbeit der Geheim-
dienste überwachen soll, wird an

diesem Donnerstag zu einer weiteren Son-
dersitzung zusammenkommen. Grund
hierfür sind Berichte über eine intensive
Zusammenarbeit von Bundesnachrichten-
dienst (BND) und Bundesamt für Verfas-
sungsschutz (BfV) mit der US-amerikani-
schen National Security Agency (NSA). Die
NSA soll nach Angaben des ehemaligen
Agenten und Whistleblowers Edward
Snowden jährlich millionenfach Kommu-
nikationsdaten deutscher Staatsbürger ab-
geschöpft haben. Mitarbeiter von BND und
BfV sollen laut „Spiegel“ mit einem speziel-
len NSA-Programm namens XKeyscore da-
bei geholfen haben. Beide Dienste haben
die Existenz des Programms bestätigt,
Datenlieferungen größeren Ausmaßes an
die US-Partner aber verneint.

Deshalb gerät nun neben BND-Chef
Gerhard Schindler auch Kanzleramtsmi-
nister Ronald Pofalla als Koordinator der
Geheimdienste in den Fokus der Opposi-
tion. SPD, Grüne und Linke machen ihn für
eventuelle Missstände verantwortlich, von
denen das Kanzleramt nichts gewusst ha-
ben will. Auch die FDP verlangt von ihm
Aufklärung. Pofalla ging nach der Rückkehr
aus seinem Urlaub am Montag in die Offen-
sive und bot seinen Befragung im Kontroll-
gremium „ab Mittwoch“ an. Weil der Vor-
sitzende des Gremiums, Thomas Opper-
mann (SPD), jetzt den Donnerstag
festlegte, warf ihm CDU-Generalsekretär
Hermann Gröhe vor, er wolle die Aufklä-
rung verschleppen. Die SPD fürchte Fragen
zu ihrem eigenen Agieren zu rot-grünen
Regierungszeiten, mutmaßt Gröhe. tm

Kontrollgremium In der NSA-Affäre
wird am Donnerstag der Chef
des Kanzleramtes befragt.

Opposition zielt

jetzt auf Pofalla

Thomas deMaizière verteidigt beim Redaktionsbesuch der Stuttgarter Zeitung seine Bundeswehrreformen. Fotos: Michael Steinert

Das Plakat soll aufrütteln. Foto: dpa

ÜberlebenderDer 1908 in
Galizien, der heutigen Ukraine
geborene jüdischeArchitekt,
Publizist und Schriftsteller
überlebte denHolocaust.
Der Österreicher gründete
das Dokumentationszentrum
„JüdischeHistorischeDoku-
mentation“ und Linz und spä-

ter des „Dokumentationszent-
rum des Bundes Jüdischer
Verfolgter des Naziregimes“ in
Wien. Er starb 2005 inWien.

GerechtigkeitNach seiner
Befreiung aus demKonzentra-
tionslagerMauthausen im
Mai 1945machte er die „Su-

che nachGerechtigkeit für
Millionen unschuldig Ermor-
deter“ zu seiner Lebensaufga-
be. Er sah sich als Nazijäger
und forschteweltweit nach
NS-Verbrechern, um sie der
Justiz zuzuführen. Er sah sich
in der Pflicht, vor demVerges-
sen der Schoah zuwarnen. StZ

DER NAZIJÄGER SIMON WIESENTHAL
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